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Der Direktor






Köln, 12.04.2005

des Landschaftsverbandes Rheinland 


Bearbeiter: Frau Dr. Seel, Herr Heuser 

Bericht der Bundesregierung über die Lage behinderter Menschen und die Entwicklung ihrer Teilhabe

1. Einleitung

Mit Einführung des SGB IX zum 01.07.2001 wurde die Bundesregierung verpflichtet, Bundestag und Bundesrat bis zum 31.12.2004 über die Lage behinderter Menschen sowie die Entwicklung ihrer Teilhabe zu unterrichten (§ 66 Abs. 1 und 2 SGB IX). Der Auftrag bestand darin, eine zusammenfassende Darstellung und Bewertung der Aufwendungen zu Prävention, Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen im Hinblick auf Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit abzugeben und unter Berücksichtigung und Bewertung der getroffenen Regelungen die zu treffenden Maßnahmen vorzuschlagen. 

Die Bundesregierung hat mit Bundestagsdrucksache 15/4575 vom 16.12.2004 den Bericht über die Lage behinderter Menschen und die Entwicklung ihrer Teilhabe vorgelegt.

Die Auswertung des Berichts hat ergeben, daß dieser einen sehr informativen Überblick über die Leistungen zur Teilhabe behinderter Menschen, verbunden mit der Einschätzung der Bundesregierung, gibt. Der Bericht zeigt außerdem mögliche Handlungsoptionen auf. Insbesondere zu den finanziellen Aspekten ist aus Sicht des LVR der Bericht jedoch nicht ausreichend.

Der Bericht ist in 16 Kapitel aufgeteilt. Die Kapitel, die aus Sicht des Integrationsamtes sowie des überörtlichen Sozialhilfeträgers von besonderer Bedeutung sind, sind nachstehend erläutert. Diese Kapitel sind auch als Anlage beigefügt (s. Anlage 1). Der vollständige Bericht ist im Internet abrufbar (www.bundestag.de -> Informations-Center -> Parlamtentsdrucksachen -> Nummer der Drucksache = 4575 angeben).

Zu dem Thema Servicestellen wurde eine vom Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung in Abstimmung mit dem Beirat für die Teilhabe behinderter Menschen veranlaßte wissenschaftliche Begleituntersuchung durch das Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik durchgeführt. Zu diesem Bericht wird es eine gesonderte Vorlage für den Sozialausschuß am 21.06.05 geben.

Die Koalitionsarbeitsgruppe Menschen mit Behinderungen hat sich ebenfalls mit dem Bericht der Bundesregierung befasst und ein Eckpunktepapier erstellt. Dieses Eckpunktepapier befasst sich schwerpunktmäßig mit dem Thema Servicestellen. Die Verwaltung wird hierzu ebenfalls in einer Vorlage für den Sozialausschuß am 21.06.05 Stellung nehmen.

Die Antwort des Bundesministeriums für Gesundheit und Soziale Sicherung auf die Anfrage „Vorrang ambulanter vor stationärer Hilfen für Menschen mit Behinderungen und psychischen Erkrankungen“ vom 24.03.05 ist als Anlage ebenfalls beigefügt (s. Anlage 2).
2.1 - Aus Sicht des Integrationsamtes sind folgende Kapitel/ Unterkapitel von besonderer Bedeutung:

Kapitel 5
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben (S. 66 ff)

Im Mittelpunkt des Kapitels stehen Grundaussagen, Strategien und Maßnahmen, die für die Erlangung der Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben von essentieller Bedeutung sind. Im Mittelpunkt stehen jugendliche behinderte Menschen an der Schwelle ins Berufsleben.

5.5 Übergang von der Schule in das Arbeitsleben (S. 68 – 70)

Das Kapitel betont die Tatsache, dass nicht alle behinderten Jugendlichen für eine Regelausbildung geeignet sind, gleichwohl alle anderen Wege genutzt werden müssen, um eine Teilhabe am Arbeitsleben zu ermöglichen. Gleichzeitig ist es wichtig, eine Durchlässigkeit zwischen den verschiedenen Zugangswegen zu sichern. Zu begrüßen ist die Forderung nach einer stärkeren Ausrichtung auf die betriebliche Ausbildung bzw. die  betriebliche Qualifizierung.

5.8 Betriebliche Ausbildung stärken (S. 72 – 73)

Der besondere Wert der betrieblichen Ausrichtung von Ausbildung und Qualifizierung  wird in diesem Kapitel  behandelt. Als ein besonders geeignetes Beispiel wird das Projekt der METRO Group, das auch vom Integrationsamt begleitet wird, aufgeführt.

5.17 Leistungen des sozialen Entschädigungsrechts (S. 87)

Genannt werden die Hilfen, die im Rahmen des Bundesversorgungsrechts an 

Kriegs-, Wehrdienst-, Impfschaden- und Gewaltopfer für berufsfördernde Leistungen erbracht wurden.

Kapitel 6
Beschäftigung schwerbehinderter Menschen (S. 89 ff.)

In diesem Kapitel geht es speziell um die Umsetzung des Schwerbehindertenrechts in Teil 2 des SGB IX. Im Mittelpunkt stehen zum einen die Leistungen der Integrationsämter, zum anderen die Leistungen der Bundesagentur für Arbeit sowie der Rehabilitationsträger. 

6.1 Abbau der Arbeitslosigkeit schwerbehinderter Menschen erfolgreich ( S. 89  - 92)

Hervorgehoben wird zunächst der Erfolg der Kampagne „50.000 Jobs für Schwerbehinderte“, mit der ein Abbau der Arbeitslosigkeit bei schwerbehinderten Menschen um 24 Prozent gelungen ist. Schließlich wird der drastische Anstieg der Arbeitslosigkeit in den Folgejahren aufgeführt. Vorhergesagt wird, dass der Umbau der Bundesagentur für Arbeit ohne negative Auswirkungen auf die Zielgruppe der arbeitslosen schwerbehinderten Menschen sein wird.  
6.2 Förderrecht ausgebaut und vereinfacht (S. 92 – 96)

Aufgeführt werden die Leistungen der begleitenden Hilfe im Arbeitsleben sowie Leistungen der Bundesagentur für Arbeit, die aus der Ausgleichsabgabe finanziert werden.

6.3
Befristete regionale Arbeitsmarktprogramme (S. 97 – 98)

Bei den Sonderprogrammen wird auch das NRW-Landessonderprogramm „Aktion Integration IV“  beschrieben.

6.4
Flächendeckendes Netz von Integrationsfachdiensten (S. 99 – 101)

Dokumentiert wird die Arbeit der Integrationsfachdienste. Hierbei belegen die Zahlen die besondere Bedeutung dieser Fachdienste gerade für die Teilhabe besonders betroffener schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben.

6.5 Integrationsprojekte eingerichtet (S. 101 – 102)

8 957 Beschäftigte, darunter 4 091 besonders betroffene schwerbehinderte Menschen haben im Jahr 2003 in Integrationsprojekten einen Arbeitsplatz gefunden.

Die ursprünglich vom Gesetzgeber angedachte „Brückenfunktion“ dieser Unternehmen als Übergangsmöglichkeiten in den ersten Arbeitsmarkt hat nicht gegriffen. Hingewiesen wird auch auf die existentiellen Probleme der Unternehmen, insbesondere die Frage der Gemeinnützigkeit und der Notwendigkeit der Schaffung eines Risikofonds. 

6. 8
System der Beschäftigungspflicht und Ausgleichsabgabe verbessert (S. 103 – 109)

Dokumentiert wird die Entwicklung der Beschäftigungspflicht und die Entwicklung des Ausgleichsabgabeaufkommens bundesweit und heruntergebrochen auf die einzelnen Bundesländer. In den Vergleichszahlen 1999 bis 2002 spiegelt sich die konjunkturelle Entwicklung  wider. Gesunken ist die Zahl der anzeigepflichtigen Arbeitgeber, die Zahl der für die Berechnung der Beschäftigungspflicht zugrunde zu legenden Arbeitsplätze, ebenso die Zahl der besetzten Pflichtplätze. In Bezug auf die Entwicklung der Ausgleichsabgabe ist für die Veranlagungsjahre 1999 bis 2001 eine kontinuierliche Steigerung festzustellen, für das Jahr 2002 ein leichter Rückgang. Hervorzuheben ist, dass das Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom 1.Oktober 2004 die Regelungen über die Beschäftigungspflicht und die Zahlung einer Ausgleichsabgabe für verfassungsgemäß erklärt.

6.11 Besonderer Kündigungsschutz für schwerbehinderte Menschen (S. 111 – 112)

Rund 83 Prozent der insgesamt 31 400 Verfahren auf Zustimmung zur Kündigung wurden mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses abgeschlossen. Diese hohe Zahl spiegelt die wirtschaftliche Lage wider. Die Mehrzahl der Kündigungsgründe waren betriebsbedingt. 

2.2 - Aus der Sicht des überörtlichen Trägers der Sozialhilfe sind folgende Kapitel/ Unterkapitel von besonderer Bedeutung:

Kapitel 2.5 Frühförderung (Seite 31 ff)

Angebote der 
Frühförderung sind fachlich unbestritten notwendig zur frühzeitigen und nachhaltigen Hilfe bei Behinderung oder deren Vorbeugung und Beseitigung. In diesem Feld sind jedoch die überörtlichen Träger der Sozialhilfe allenfalls am Rande beteiligt, da überwiegend die gesetzlichen Krankenkassen sowie die örtlichen Träger der Sozialhilfe gefordert sind.

Kapitel 4.4 Gesamtsituation der integrativen Förderung (Seite 61 ff)

Das Kapitel behandelt insbesondere die Förderung von Kindern mit Behinderungen durch heilpädagogische Kindergärten, integrative Angebote sowie Einzelintegration. In diesem Feld ist der LVR als überörtlicher Träger der Sozialhilfe weitgehend Kostenträger. Es wird insofern auf die diversen Vorlagen zum Thema hingewiesen (s. insbesondere Nr.  11/195 Soz + 1. Ergänzungsvorlage vom 15.10.2003; 12/210).

Kapitel 5.7 Schulabgänger mit geistiger Behinderung (Seite 71 ff)
Der Übergang von Schule in den Beruf bzw. in das Arbeitsleben ist eine wichtige Nahtstelle zwischen den Systemen Schule und Eingliederungshilfe. Der Landschaftsverband fördert mit diversen Aktivitäten diesen Übergang. 


Kapitel 5.9 Förderung berufsvorbereitender Bildungsmaßnahmen (Seite 74 ff)

In diesem Kapitel sind auch die Angebote der Eingangsverfahren und der Berufsbildungsbereiche der Werkstätten für Menschen mit Behinderungen erfasst. 

Kapitel 5.14/5.15 Leistungen der beruflichen Eingliederung der Bundesagentur und  der Rentenversicherung (Seite 80 ff)
Auch in diesem Kapitel sind die Angebote der Werkstätten für Menschen mit Behinderungen genannt und entsprechende Kennziffern dargestellt.

Kapitel 6.13 Beschäftigung in Werkstätten (Seite 112 ff)
In diesem Kapitel ist der gesamte Komplex der Angebote der Werkstätten für behinderte Menschen dargestellt im Hinblick auf Inhalte, Zahlen und Ziele. In diesem Zusammenhang muss erwähnt werden, dass in Nordrhein-Westfalen Menschen mit schwersten Behinderungen (so genannte Schwerstmehrfachbehinderte) Werkstattbesucher sind, die in anderen Bundesländern in so genannten Tagesförderstätten betreut werden. 

Kapitel 8.12/8.13 Stationäre und ambulante Wohnformen (Seite 127 ff)
Dieses – in Anbetracht der zahlenmäßigen und finanziellen Bedeutung verhältnismäßig kurze – Kapitel behandelt die ambulanten und stationären Wohnformen. Im Hinblick auf die Aktivitäten gerade im Rheinland im Sinne der Ziele „ambulant vor stationär“ ist dieses Kapitel wenig differenziert.  Es wird insofern verwiesen auf die diversen Vorlagen über die Aktivitäten des LVR zum Thema (zuletzt 12/218, 12/317).

Kapitel 11 Alter und Behinderung (Seite 140 ff)

In diesem Kapitel wird eingegangen auf die Problematik der zumeist altersbedingt immer häufigeren Problematik der Pflegebedürftigkeit älter gewordener oder älter werdender Menschen mit Behinderungen. Dazu wird verwiesen auf die diversen Vorlagen und Leitlinien des LVR.

Kapitel 13.2 Ausgaben der Eingliederungshilfe (Seite 145 ff)

In diesem Kapitel werden die -  bekannten – Zahlen und Daten zur Ausgabenentwicklung dargestellt. Innerhalb dieses Kapitels wird wesentlich differenzierter als im Kapitel 8.12 und 8.13 beschrieben, welche Maßnahmen insbesondere die überörtlichen Träger der Sozialhilfe zur Kostendämpfung in diesem Bereich angestoßen oder schon umgesetzt haben. 

In Vertretung

Hoffmann-Badache   
